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Auf Grund des § 4 Absatz 6 Satz 1, des § 6 Absatz 7 Satz 1, des 
§ 13 Absatz 4 Satz 1 und des § 22 Absatz 1 Satz 1 des Börsengeset-
zes vom 16. Juli 2007 (BGBl.  I S. 1330, 1351), das zuletzt durch 
Artikel 21 des Gesetzes vom 4. Februar 2026 (BGBl. 2026 I Nr. 33) 
geändert worden ist, jeweils in Verbindung mit § 1 der Verordnung 
zur Übertragung von Ermächtigungen zum Erlass von Rechtsver-
ordnungen auf dem Gebiet des Börsenrechts vom 9. Juni 2026 
(GVBl. S. 459) verordnet, soweit die Verordnung Vorschriften im 
Sinne des § 13 Absatz 4 Satz 1 des Börsengesetzes enthält nach An-
hörung des Börsenrates der Tradegate Berlin Stock Exchange, die 
Senatsverwaltung für Wirtschaft, Energie und Betriebe:

Inhaltsübersicht

Abschnitt 1 
Börsenerlaubnis und Beteiligungsanzeige 

§ 1	 Nachweis der zum Börsenbetrieb erforderlichen Mittel
§ 2	� Anforderungen an die Geschäftsleitung und Mitglieder des 

Verwaltungs- oder Aufsichtsorgans des Börsenträgers
§ 3	 Geschäftsplan
§ 4	 Eigentümerstruktur des Börsenträgers
§ 5	 Beteiligungsanzeige
§ 6	 Form

Abschnitt 2 
Zusammensetzung, Amtszeit und Wahl des Börsenrates

Unterabschnitt 1 
Zusammensetzung und Amtszeit des Börsenrates 

§ 7	� Zusammensetzung des Börsenrates der Tradegate Berlin 
Stock Exchange

§ 8	 Amtszeit des Börsenrates
§ 9	 Verlust des Börsenratssitzes und Ergänzungswahl

Unterabschnitt 2 
Vorbereitung der Wahl des Börsenrates

§ 10	 Wahl
§ 11	 Wahlausschuss
§ 12	 Wahltermin
§ 13	 Wahlberechtigung und Stimmrecht
§ 14	 Wählerlisten
§ 15	 Wählbarkeit, Zuverlässigkeit und fachliche Eignung
§ 16	 Wahlvorschläge
§ 17	 Ausscheiden einer Bewerbung

Unterabschnitt 3 
Durchführung der Wahl des Börsenrates 

§ 18	 Durchführung der Wahl
§ 19	 Ausübung des Wahlrechts
§ 20	 Wahl vor Ort
§ 21	 Briefwahl
§ 22	 Online-Wahl
§ 23	 Feststellung des Wahlergebnisses
§ 24	 Bekanntgabe des Wahlergebnisses

Unterabschnitt 4 
Nachwahl, Wahlanfechtung und Wahl der  

Vertretung der Anlegergemeinschaft 
§ 25	 Nachwahl
§ 26	 Wahlanfechtung
§ 27	 Genehmigung der Wahl
§ 28	 Wahl der Vertretung der Anlegergemeinschaft

Abschnitt 3 
Sanktionsausschuss

Unterabschnitt 1 
Errichtung, Zusammensetzung und Organisation  

des Sanktionsausschusses 
§ 29	 Errichtung
§ 30	 Zusammensetzung
§ 31	 Aufgaben des vorsitzenden Mitgliedes
§ 32	 Entscheidungen

Unterabschnitt 2 
Sanktionsverfahren 

§ 33	 Einleitung eines Sanktionsverfahrens
§ 34	 Beteiligte
§ 35	 Ausgeschlossene Personen
§ 36	 Abgelehnte Personen
§ 37	 Ladung zur und Teilnahme an der Sitzung
§ 38	 Untersuchungsgrundsatz
§ 39	 Beweismittel
§ 40	� Mitwirkung von Zeuginnen und Zeugen oder Sachverstän-

digen
§ 41	 Erfordernis der mündlichen Verhandlung
§ 42	 Verlauf der mündlichen Verhandlung
§ 43	 Rechte der Geschäftsführung der Börse
§ 44	 Entscheidung und Kosten
§ 45	 Niederschrift

Verordnung
über die Börsenerlaubnis, Beteiligungsanzeige, Börsenratswahl und Errichtung  

eines Sanktionsausschusses (Berliner Börsenverordnung – BlnBörsV)
Vom 10. August 2026
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Abschnitt 4 
Übergangs- und Schlussbestimmungen 

§ 46	 Übergangsvorschrift
§ 47	 Erstmalige Errichtung eines Sanktionsausschusses
§ 48	 Inkrafttreten, Außerkrafttreten

Abschnitt 1 
Börsenerlaubnis und Beteiligungsanzeige

§ 1 
Nachweis der zum Börsenbetrieb erforderlichen Mittel

(1) Zum Nachweis der zum Börsenbetrieb erforderlichen Mittel 
nach § 4 Absatz 2 Satz 3 Nummer 1 des Börsengesetzes sind der 
Börsenaufsichtsbehörde die Bilanz, eine Gewinn- und Verlustrech-
nung und der Prüfungsbericht des Abschlussprüfers für das dem 
Antrag vorausgehende abgeschlossene Geschäftsjahr vorzulegen.

(2) Die Unterlagen sind getrennt für den Betrieb der Börse und 
den Börsenträger aufzustellen.

§ 2 
Anforderungen an die Geschäftsleitung und  

Mitglieder des Verwaltungs- oder Aufsichtsorgans  
des Börsenträgers

(1) Zur Beurteilung, ob die Anforderungen an die Geschäftsleiter 
und Mitglieder des Verwaltungs- oder Aufsichtsorgans des Börsen-
trägers nach den §§ 4a und 4b Absatz 1, 2 und 4 des Börsengesetzes 
erfüllt sind, sind der Börsenaufsichtsbehörde neben den Angaben 
nach § 4 Absatz 2 Satz 3 Nummer 2 des Börsengesetzes mit dem 
Antrag jeweils
1.	 Geburtsdatum und -ort, persönliche nationale Identifikations-

nummer oder eine entsprechende Nummer, ladungsfähige An-
schrift und soweit vorhanden Telefonnummer und E-Mail-Ad-
resse mitzuteilen,

2.	 die Position, die übernommen wurde oder wird, und die mindes-
tens hierfür aufzuwendende Zeit mitzuteilen,

3.	 ein von der Person unterzeichneter Lebenslauf vorzulegen, aus 
dem sich Erfahrungen und Kenntnisse der Person ergeben,

4.	 Auszüge aus den Gewerbezentral- und Strafregistern der Staa-
ten, in denen die Person ihren Wohnsitz in den letzten zehn Jah-
ren hatte, oder, sofern ein solches Dokument im jeweiligen Staat 
nicht ausgestellt wird, eine amtliche Bescheinigung über die Un-
bescholtenheit im Sinne eines nicht vorliegenden einschlägigen 
Eintrags im Gewerbezentral- und Strafregister oder, sofern auch 
ein solches Dokument im jeweiligen Staat nicht ausgestellt wird, 
eine Selbsterklärung, ob in Verbindung mit der Erbringung von 
Finanzdienstleistungen oder wegen betrügerischer Handlungen 
oder Veruntreuungen strafrechtliche Verurteilungen erfolgt sind, 
vorzulegen,

5.	 eine Selbsterklärung der Person vorzulegen, dass
a)	 die Person bei keinem von einer Regulierungsbehörde oder 

staatlichen Stelle angestrengten Straf-, Bußgeld- oder Diszi-
plinarverfahren gleich welcher Art eine nachteilige behörd-
liche oder gerichtliche Entscheidung erhalten hat oder ein 
solches Verfahren noch anhängig ist,

b)	 die Person in keinem zivilrechtlichen Verfahren in Verbin-
dung mit der Erbringung von Finanzdienstleistungen oder 
wegen eines Fehlverhaltens oder Betrugs bei der Führung 
eines Geschäfts eine nachteilige gerichtliche Entscheidung 
erhalten hat,

c)	 die Person nicht dem Leitungsorgan eines Unternehmens 
angehört hat, das von einer Regulierungsbehörde eine nach-
teilige Entscheidung erhalten hat oder einer Sanktion unter-
worfen wurde oder dem von einer Regulierungsbehörde die 
Registrierung oder Zulassung entzogen wurde,

d)	 der Person von keiner Regulierungsbehörde das Recht auf 
Ausübung von Tätigkeiten, die eine Registrierung oder Zu-
lassung erfordern, verweigert wurde,

e)	 die Person nicht dem Leitungsorgan eines Unternehmens 
angehört hat, das in der Zeit, in der die Person dem Lei-
tungsorgan angehörte, oder innerhalb eines Jahres nach dem 
Ausscheiden der Person aus dem Leitungsorgan Insolvenz 
angemeldet hat oder liquidiert wurde,

f)	 die Person nicht wegen Betrugs, Veruntreuung oder in Ver-
bindung mit der Erbringung von Finanzdienstleistungen von 
einer Berufsorganisation mit einer Geldstrafe belegt, sus-
pendiert, für ungeeignet erklärt oder einer anderen Sanktion 
unterworfen wurde,

g)	 die Person nicht infolge von Fehlverhalten oder missbräuch-
lichen Praktiken in einem Unternehmen eines Geschäftslei-
tungspostens oder einer Führungsposition enthoben, entlas-
sen oder einer anderen Position enthoben wurde,

6.	 eine eigenhändig unterzeichnete Erklärung der Person vorzule-
gen, dass sie der Wahrnehmung ihrer Aufgaben ausreichend Zeit 
widmen wird,

7.	 offenzulegen, welche Interessenkonflikte bei der Wahrnehmung 
der Aufgaben bestehen oder auftreten können, und darzulegen, 
welche Regelungen für den Fall eines Interessenkonflikts gelten; 
Interessenkonflikte können insbesondere bestehen oder auftre-
ten, wenn die Person
a)	 selbst ein Aktionär war oder ist, dessen Anteil fünf Prozent 

der Stimmrechte eines Börsenträgers erreicht oder über-
schritten hat, oder sie bei einem solchen Aktionär angestellt 
oder anderweitig direkt mit diesem verbunden war oder ist,

b)	 in den letzten 18 Monaten bei einem Börsenträger oder einer 
anderen Rechtspersönlichkeit im Konzern eines Börsenträ-
gers beschäftigt war oder noch ist,

c)	 in den letzten 18 Monaten Leiter eines wesentlichen berufs-
mäßigen Beraters oder Unternehmensberatungsunterneh-
mens eines Börsenträgers oder einer anderen Rechtspersön-
lichkeit im Konzern eines Börsenträgers oder ein wesentlich 
mit der angebotenen Dienstleistung in Verbindung stehender 
Angestellter war oder noch ist,

d)	 Mitglied des Leitungsorgans eines Börsenträgers war, in den 
letzten 18 Monaten ein Aktionär des Börsenträgers war oder 
noch ist, dessen Anteil fünf Prozent der Stimmrechte er-
reicht oder überschritten hat, oder ein Mitglied des Lei-
tungsorgans eines Unternehmens war oder noch ist, dessen 
Wertpapiere bei der Börse zum Handel im regulierten Markt 
oder Freiverkehr zugelassen oder einbezogen sind,

e)	 ein wesentlicher Lieferant oder Kunde eines Börsenträgers 
oder einer anderen Rechtspersönlichkeit im Konzern eines 
Börsenträgers war oder ist oder bei einem wesentlichen Lie-
feranten oder Kunden eines Börsenträgers oder einer ande-
ren Rechtspersönlichkeit im Konzern eines Börsenträgers 
angestellt oder anderweitig mit diesem oder dieser direkt 
oder indirekt verbunden war oder ist,

f)	 mit einem Börsenträger oder einer anderen Rechtspersön-
lichkeit im Konzern eines Börsenträgers zwar nicht als Mit-
glied des Leitungsorgans, aber auf andere Weise in einer 
wesentlichen vertraglichen Beziehung stand oder noch steht.

8.	 die weiteren Leitungs- und Aufsichtsmandate der Person anzu-
geben und

9.	 die Zustimmungserklärung der Person vorzulegen, dass die Bör-
senaufsichtsbehörde ermächtigt ist, Erkundigungen zu den 
Nummern 1 bis 8 einzuholen.

(2) Der Börsenaufsichtsbehörde sind wesentliche Änderungen 
hinsichtlich der nach Absatz  1 gemachten Angaben unverzüglich 
anzuzeigen.

(3) Auf Verlangen der Börsenaufsichtsbehörde sind weitere Aus-
künfte, insbesondere über bestehende unmittelbare Beteiligungen 
der geschäftsleitenden Person in Höhe von mindestens zehn Prozent 
der Anteile am Kapital eines Unternehmens, zu erteilen und weitere 
Unterlagen, insbesondere Arbeitszeugnisse, die die im Lebenslauf 
angegebenen Vortätigkeiten belegen, vorzulegen.
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§ 3 
Geschäftsplan

(1) Der Geschäftsplan nach § 4 Absatz 2 Satz 3 Nummer 3 des 
Börsengesetzes muss die folgenden Angaben enthalten:
1.	 Entwicklung der geplanten Geschäftsfelder mit einer Beschrei-

bung der operativen und strategischen Ziele mit entsprechenden 
Maßnahmen zu deren Umsetzung;

2.	 Beschlüsse des vertretungsberechtigten und eines etwaigen auf-
sichtsführenden Organs des Börsenträgers mit Bezug auf die 
Börse;

3.	 Organisationsstruktur des Börsenträgers unter Angabe der Ver-
antwortlichkeiten innerhalb des vertretungsberechtigten Organs;

4.	 Beschreibung des Risikomanagementsystems, insbesondere des 
internen Kontrollverfahrens zur Feststellung, Beurteilung, Steu-
erung und Überwachung der Risiken des Börsenbetriebs, und 
einen für das vertretungsberechtigte Organ erstellten Risikobe-
richt.

(2) Für Warenbörsen im Sinne des § 2 Absatz 3 des Börsengeset-
zes muss der Geschäftsplan zusätzlich ein Marktkonzept und Kon-
traktspezifikationen für die vorgesehene Ware und ihre Derivate so-
wie auf Verlangen der Börsenaufsichtsbehörde ein Gutachten über 
die Börsen- und Marktfähigkeit der Ware enthalten.

§ 4 
Eigentümerstruktur des Börsenträgers

Bei der Angabe der Eigentümerstruktur des Börsenträgers nach 
§ 4 Absatz 2 Satz 3 Nummer 4 des Börsengesetzes sind bei Perso-
nengesellschaften und bei Kapitalgesellschaften deren Gesellschaf-
terinnen und Gesellschafter aufzuführen. Aktiengesellschaften, de-
ren Wertpapiere zum Handel an einer Börse zugelassen sind, haben 
nur die Inhaberinnen und Inhaber von Beteiligungen, die mindestens 
drei Prozent der Stimmrechte an dem Börsenträger halten, mit der 
jeweiligen Höhe der Beteiligung mitzuteilen. Bei Namensaktien ist 
zusätzlich ein Auszug aus dem Aktienregister zu übermitteln. Akti-
engesellschaften, deren Wertpapiere nicht zum Handel an einer 
Börse zugelassen sind, haben ihre Aktionäre der Börsenaufsichts-
behörde nur insoweit mitzuteilen, als diese ihnen bekannt sind. Für 
Gesellschaften mit Sitz außerhalb der Bundesrepublik Deutschland 
gelten die Sätze 1 bis 4 entsprechend.

§ 5 
Beteiligungsanzeige

(1) Die Angaben nach § 4 Absatz 2 Satz 3 Nummer 5 des Börsen-
gesetzes und eine Anzeige über den beabsichtigten Erwerb einer 
bedeutenden Beteiligung an dem Träger einer Börse nach § 6 Ab-
satz 1 des Börsengesetzes müssen zur Beurteilung der Zuverlässig-
keit von Inhaberinnen oder Inhabern bedeutender Beteiligungen 
oder Anzeigepflichtigen die Unterlagen nach § 2 Absatz 1 enthalten. 
§ 2 Absatz 2 und 3 gilt entsprechend. Handelt es sich um eine juris-
tische Person oder eine Personenhandelsgesellschaft, sind diese 
Unterlagen für jede gesetzlich oder satzungsmäßig vertretungsbe-
rechtigte Person und jede persönlich haftende Gesellschafterin oder 
jeden persönlich haftenden Gesellschafter zu übermitteln. Sofern 
eine Zuverlässigkeitsprüfung durch eine andere Behörde stattgefun-
den hat, sind Nachweise über diese Prüfung und ihr Ergebnis beizu-
fügen.

(2) Auf Verlangen der Börsenaufsichtsbehörde sind Nachweise 
über die Herkunft der für den Erwerb einer bedeutenden Beteiligung 
an dem Träger einer Börse aufgebrachten Mittel vorzulegen.

§ 6 
Form

Die nach den §§ 1 bis 5 vorzulegenden Unterlagen und zu ertei-
lenden Auskünfte sind elektronisch an die Börsenaufsichtsbehörde 
zu übermitteln. Diese bestimmt das Datenformat und den Übermitt-
lungsweg. Vorbehaltlich anderweitiger Regelungen in dieser Ver-
ordnung sind Unterlagen und Dokumente in deutscher Sprache ein-
zureichen. Fremdsprachigen Originalen ist eine Übersetzung in 
deutscher Sprache beizufügen.

Abschnitt 2 
Zusammensetzung, Amtszeit und Wahl des Börsenrates

Unterabschnitt 1 
Zusammensetzung und Amtszeit des Börsenrates

§ 7 
Zusammensetzung des Börsenrates der  

Tradegate Berlin Stock Exchange
(1) Der Börsenrat der Tradegate Berlin Stock Exchange besteht 

aus höchstens zwölf Personen. Jedes Mitglied des Börsenrates ist 
dem Interesse der Börse verpflichtet.

(2) Dem Börsenrat gehören an:
1.	 vier Vertreterinnen oder Vertreter der Gruppe der zur Teilnahme 

am Börsenhandel zugelassenen Kreditinstitute einschließlich 
der Wertpapierhandelsbanken, der Finanzdienstleistungsinstitu-
te, der Kapitalanlagegesellschaften und der sonstigen Unterneh-
men;

2.	 vier Vertreterinnen oder Vertreter der Gruppe der zur Teilnahme 
am Börsenhandel zugelassenen Kreditinstitute einschließlich 
der Wertpapierhandelsbanken und der Finanzdienstleistungsins-
titute, die die Preisermittlung im elektronischen Handel unter-
stützen, hiervon
a)	 zwei Vertreterinnen oder Vertreter, die die Preisermittlung 

im elektronischen Handelssystem Tradegate unterstützen 
und

b)	 zwei Vertreterinnen oder Vertreter, die die Preisermittlung 
im elektronischen Handelssystem Equiduct unterstützen;

3.	 zwei Vertreterinnen oder Vertreter der Gruppe der Emittentinnen 
und Emittenten, deren Wertpapiere an der Börse zum Handel 
zugelassen sind;

4.	 zwei Vertreterinnen oder Vertreter der Anlegergemeinschaft.
(3) Fällt eines der in Absatz 2 Nummer 2 Buchstabe a oder b ge-

nannten elektronischen Handelssysteme weg, verringert sich die 
Anzahl der Vertreterinnen und Vertreter nach Absatz 2 Nummer 2 
auf zwei. Die Gesamtanzahl der Mitglieder des Börsenrates nach 
Absatz 1 Satz 1 verringert sich entsprechend.

§ 8 
Amtszeit des Börsenrates

(1) Die Amtszeit des Börsenrates beginnt am Tag nach Ablauf der 
Amtszeit des bisherigen Börsenrates und endet nach vier Jahren.

(2) Der neu gewählte Börsenrat tritt spätestens drei Wochen nach 
Ablauf der Amtszeit des bisherigen Börsenrates zusammen.

(3) Ist eine für alle Gruppen gültige Wahl bis zum Ablauf der 
Amtszeit des bisherigen Börsenrates nicht erfolgt, bleibt der Börsen-
rat im Amt, bis ein neu gewählter Börsenrat erstmalig zusammen-
tritt. Die Amtszeit des neuen Börsenrates verkürzt sich entsprechend 
der verlängerten Amtszeit des bisherigen Börsenrates.

§ 9 
Verlust des Börsenratssitzes und Ergänzungswahl

(1) Eine in den Börsenrat gewählte Person verliert ihren Sitz im 
Börsenrat, wenn
1.	 sie auf ihren Sitz verzichtet,
2.	 sie die Wählbarkeit oder die Fähigkeit zur Bekleidung öffentli-

cher Ämter verliert,
3.	 die Zulassung des von ihr vertretenen Unternehmens endet,
4.	 ihre Zugehörigkeit zu dem von ihr vertretenen Unternehmen en-

det oder
5.	 die Zugehörigkeit des von ihr vertretenen Unternehmens zur 

bisherigen Gruppe endet.
(2) Wird ein im Börsenrat vertretenes Unternehmen zum verbun-

denen Unternehmen im Sinne des §  15 des Aktiengesetzes vom  
6. September 1965 (BGBl. I S. 1089), das zuletzt durch Artikel 23 
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des Gesetzes vom 4. Februar 2026 (BGBl. 2026 I Nr. 33) geändert 
worden ist, in der jeweils geltenden Fassung eines anderen im Bör-
senrat vertretenen Unternehmens, scheidet die Person aus, die das 
Unternehmen vertritt, an dem die Mehrheitsbeteiligung besteht oder 
das abhängig ist. Ist eine Mehrheitsbeteiligung nicht gegeben, ent-
scheiden die Unternehmen, welche Person aus dem Börsenrat aus-
scheidet. Wird die Entscheidung bis zur nächsten Sitzung des Bör-
senrates nicht mitgeteilt, wird die ausscheidende Person durch Los 
bestimmt. Das vorsitzende Mitglied des Börsenrates zieht das Los. 
Werden im Börsenrat vertretene Unternehmen zu verbundenen Un-
ternehmen desselben nicht im Börsenrat vertretenen Unternehmens, 
gelten die Sätze 2 bis 4 entsprechend.

(3) Für die nach Absatz 1 oder 2 ausgeschiedene Person rückt die-
jenige Person nach, die bei derselben Wahl innerhalb der betreffen-
den Gruppe die nächsthöchste Stimmenzahl erzielt hat. Ist ein Nach-
rücken nicht möglich, wählen die übrigen Mitglieder des Börsenra-
tes auf Vorschlag des vorsitzenden Mitgliedes für die Restdauer der 
Amtszeit mit einfacher Mehrheit der Stimmen ein nachfolgendes 
Mitglied aus der Gruppe, der die ausgeschiedene Person angehört 
hat. Das vorsitzende Mitglied berücksichtigt dabei Vorschläge aus 
der Mitte des Börsenrates. Die Prüfung der Wählbarkeit, der Zuver-
lässigkeit und der fachlichen Eignung erfolgt durch das vorsitzende 
Mitglied. § 15 Absatz 3 gilt entsprechend. Die Ergänzungswahl fin-
det am Ende derjenigen Sitzung des Börsenrates statt, die auf das 
Ausscheiden folgt.

Unterabschnitt 2 
Vorbereitung der Wahl des Börsenrates

§ 10 
Wahl

Die Wahl zum Börsenrat ist nach Maßgabe der folgenden Vor-
schriften durchzuführen. Soweit in dieser Verordnung nichts Ande-
res bestimmt ist, werden die Mitglieder des Börsenrates in allgemei-
ner, gleicher, unmittelbarer und geheimer Wahl gewählt.

§ 11 
Wahlausschuss

(1) Die Vorbereitung und Durchführung der Wahl des Börsenrates 
obliegt dem Wahlausschuss. Er setzt sich aus einem vorsitzenden 
Mitglied und zwei beisitzenden Mitgliedern zusammen. Die Mit-
glieder des Wahlausschusses werden vom Börsenrat berufen. Der 
Wahlausschuss entscheidet mit der Mehrheit der Stimmen; bei Stim-
mengleichheit gibt die Stimme des vorsitzenden Mitgliedes den 
Ausschlag.

(2) Die Zusammensetzung des Wahlausschusses ist vom Börsen-
rat durch Veröffentlichung bekannt zu geben. Die Veröffentlichung 
muss so erfolgen, dass die hiervon betroffenen Personen in zumut-
barer Weise Kenntnis nehmen können.

§ 12 
Wahltermin

(1) Die Wahl des Börsenrates findet frühestens 46, spätestens  
47 Monate nach Beginn der Amtszeit des amtierenden Börsenrates 
statt.

(2) Wahltag, Wahlzeit und Ort der Wahlhandlung werden durch 
den Wahlausschuss festgesetzt. Der Wahlausschuss kann bestim-
men, dass auch oder nur durch Briefwahl oder Online-Wahl ge-
wählt werden kann. Er hat seine Entscheidungen mindestens einen 
Monat vor dem Wahltermin nach den Vorgaben des § 11 Absatz 2 
Satz 2 bekannt zu geben.

§ 13 
Wahlberechtigung und Stimmrecht

(1) Wahlberechtigt für den Börsenrat sind die Angehörigen der in 
§ 7 Absatz 2 Nummer 1 bis 3 genannten Gruppen. Verbundene Un-
ternehmen im Sinne des § 15 des Aktiengesetzes gelten als ein wahl-
berechtigtes Unternehmen.

(2) Unternehmen, die nach dem Tag der ersten Veröffentlichung 
der Wählerlisten nach § 14 Absatz 3 Satz 1 erstmals die Vorausset-
zungen der Wahlberechtigung durch die Zulassung als Handelsteil-
nehmerin oder Handelsteilnehmer oder durch die Zulassung ihrer 
Wertpapiere zum regulierten Markt erfüllen, und Unternehmen, bei 
denen diese Voraussetzungen nach dem Tag der Feststellung der 
Wählerlisten entfallen, sind nicht wahlberechtigt.

(3) Jede wahlberechtigte Person hat so viele Stimmen, wie in der 
jeweiligen Gruppe Mitglieder des Börsenrates zu wählen sind.

§ 14 
Wählerlisten

(1) Der Wahlausschuss stellt für jede der in § 7 Absatz 2 Num-
mer  1 bis 3 genannten Gruppen eine Liste der wahlberechtigten 
Personen auf (Wählerlisten). Er weist die Wahlberechtigten den 
einzelnen Wahlgruppen zu.

(2) Ein Unternehmen, das mehr als einer der in § 7 Absatz 2 ge-
nannten Gruppen angehört, hat binnen einer Woche ab dem ersten 
Tag der Veröffentlichung des Wahltermins zu erklären, in welcher 
Gruppe es wählen wird. Unterbleibt eine solche Erklärung, bestimmt 
der Wahlausschuss die Gruppe, in der das Unternehmen wählen 
darf, bevor er die Wählerlisten veröffentlicht.

(3) Die Wählerlisten sind an fünf aufeinanderfolgenden Börsen-
tagen nach den Vorgaben des § 11 Absatz 2 Satz 2 bekannt zu geben. 
Auf die Einspruchsrechte und -fristen ist dabei hinzuweisen.

(4) Einsprüche gegen die Wählerlisten sind spätestens bis zum 
Ablauf der folgenden zwei Wochen beim Wahlausschuss schriftlich 
oder elektronisch zu erheben. Nach Ablauf der Einspruchsfrist be-
schließt der Wahlausschuss über die erhobenen Einsprüche. Soweit 
er sie nicht berücksichtigt, ist die Entscheidung schriftlich zu be-
gründen und der Einspruchsführerin oder dem Einspruchsführer 
unverzüglich mitzuteilen.

(5) Der Wahlausschuss stellt die endgültigen Wählerlisten fest. 
Die festgestellten Wählerlisten sind bis zum Termin der Wahl nach 
den Vorgaben des § 11 Absatz 2 Satz 2 bekannt zu geben. In den 
Wählerlisten aufgeführte Unternehmen, die nach dem Tag der Fest-
stellung die Wahlberechtigung verlieren, sind in den Wählerlisten zu 
kennzeichnen.

§ 15 
Wählbarkeit, Zuverlässigkeit und fachliche Eignung

(1) Wählbar ist, wer nach Gesetz, Satzung oder Gesellschaftsver-
trag zur Geschäftsführung und Vertretung von Unternehmen befugt 
ist, die mindestens einer der in § 7 Absatz 2 Nummer 1 bis 3 ge-
nannten Gruppen angehören. Wählbar sind auch Personen, die von 
Unternehmen im Sinne des Satzes 1 zur Wahrnehmung des Mandats 
bevollmächtigt sind.

(2) Die zu wählenden Personen müssen zuverlässig sein und die 
erforderliche fachliche Eignung haben.

(3) Jedes Unternehmen kann nur mit einem Mitglied im Börsenrat 
vertreten sein. Verbundene Unternehmen im Sinne des §  15 des 
Aktiengesetzes dürfen im Börsenrat nur mit einem Mitglied vertre-
ten sein.

§ 16 
Wahlvorschläge

(1) Mit der Veröffentlichung des Wahltermins fordert der Wahl-
ausschuss die Wahlberechtigten unter Angabe der Anzahl der in den 
Gruppen zu wählenden Personen zur Einreichung von Wahlvor-
schlägen auf. Die Aufforderung ist an mindestens fünf aufeinander-
folgenden Börsentagen nach den Vorgaben des § 11 Absatz 2 Satz 2 
bekannt zu geben.

(2) Ein Wahlvorschlag muss die Bezeichnung der Gruppe, für die 
der Vorschlag abgegeben wird, den Namen und eine Einverständnis-
erklärung der vorgeschlagenen Person mit der Kandidatur und den 
Namen des von der vorgeschlagenen Person vertretenen Unterneh-
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mens enthalten. Für ein wahlberechtigtes Unternehmen darf jeweils 
nur eine Person benannt werden.

(3) Zur Beurteilung der Zuverlässigkeit und fachlichen Eignung 
einer vorgeschlagenen Person nach § 15 Absatz 2 sind dem Wahl-
ausschuss die in § 2 Absatz 1 genannten Unterlagen vorzulegen. § 2 
Absatz 1 Nummer 7 Buchstabe d gilt mit der Maßgabe, dass kein 
Interessenkonflikt bestehen oder auftreten kann, wenn Wertpapiere 
bei der Börse zum Handel im regulierten Markt oder Freiverkehr 
zugelassen oder einbezogen sind. Bei Personen, die dem amtieren-
den Börsenrat angehören oder die die Geschäftsleitereigenschaft im 
Sinne des § 1 Absatz 2 des Kreditwesengesetzes in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 9. September 1998 (BGBl.  I S. 2776), das 
zuletzt durch Artikel 9 des Gesetzes vom 12. Mai 2026 (BGBl. 2026 
I Nr. 139) geändert worden ist, in der jeweils geltenden Fassung oder 
des § 24 Absatz 2 Satz 2 des Versicherungsaufsichtsgesetzes vom  
1. April 2015 (BGBl. I S. 434), das zuletzt durch Artikel 25 des Ge-
setzes vom 25. März 2026 (BGBl. 2026 I Nr. 81) geändert worden 
ist, in der jeweils geltenden Fassung besitzen, kann von der Anfor-
derung der Unterlagen abgesehen werden. § 2 Absatz 2 und 3 gilt 
entsprechend.

§ 17 
Ausscheiden einer Bewerbung

(1) Fällt die auf einem gültigen Wahlvorschlag aufgeführte Person 
bis zum Wahltag weg, soll, sofern durch das Ausscheiden die Anzahl 
der zu wählenden Personen unterschritten wird, ein neuer Wahlvor-
schlag innerhalb einer vom Wahlausschuss zu bestimmenden Frist 
durch die Unterzeichnenden des Wahlvorschlags eingereicht wer-
den. Geschieht dies nicht, stellt der Wahlausschuss im Einverneh-
men mit dem Börsenrat den erforderlichen Wahlvorschlag unver-
züglich selbst auf.

(2) Ist der Wahlvorschlag für eine nach Absatz 1 Satz 1 weggefal-
lene Person bereits veröffentlicht, gibt der Wahlausschuss die Ände-
rung des Wahlvorschlags nach den Vorgaben des §  16 Absatz  1 
Satz 2 bekannt. § 14 Absatz 5 Satz 2 gilt entsprechend, wobei darauf 
hinzuweisen ist, dass der geänderte Wahlvorschlag an die Stelle des 
bisherigen Wahlvorschlags tritt.

(3) Kandidiert eine Person für ein Unternehmen und scheidet 
dieses Unternehmen aus der Gruppe aus, für die die Person kandi-
diert, wird der betreffende Wahlvorschlag ungültig. Die Absätze 1 
und 2 gelten in diesem Fall entsprechend.

Unterabschnitt 3 
Durchführung der Wahl des Börsenrates

§ 18 
Durchführung der Wahl

(1) Das vorsitzende Mitglied des Wahlausschusses leitet die Wahl 
und prüft die Wahlberechtigung.

(2) Gewählt wird in geheimer Wahl nach Gruppen.
(3) Auf dem Stimmzettel der Gruppe ist anzugeben, wie viele 

Personen aus ihrer Mitte in den Börsenrat zu wählen sind; ferner ist 
zu vermerken, dass bei Ankreuzen einer darüber hinausgehenden 
Anzahl von Namen die Stimmabgabe ungültig ist.

§ 19 
Ausübung des Wahlrechts

(1) Das Wahlrecht wird ausgeübt
1.	 für wahlberechtigte natürliche Personen von diesen selbst,
2.	 für Unternehmen, die in der Rechtsform des Einzelkaufmanns 

betrieben werden, durch die Geschäftsinhaberin oder den Ge-
schäftsinhaber, für andere Unternehmen durch eine Person, die 
nach Gesetz, Satzung oder Gesellschaftsvertrag allein oder zu-
sammen mit anderen zu deren Vertretung befugt ist.

(2) In den Fällen des Absatzes 1 Nummer 2 kann das Wahlrecht 
jeweils nur von einer einzigen dazu bestimmten Person ausgeübt 
werden.

(3) Das Wahlrecht ruht bei Wahlberechtigten nach Absatz 1, so-
lange ihnen von einem Gericht das Recht, in öffentlichen Angele-
genheiten zu wählen oder zu stimmen, rechtskräftig aberkannt ist.

(4) Auf Verlangen ist dem Wahlausschuss die Berechtigung, das 
Wahlrecht auszuüben, durch einen Handelsregisterauszug oder in 
sonstiger geeigneter Weise nachzuweisen.

§ 20 
Wahl vor Ort

(1) Die Wahlberechtigten kennzeichnen im Wahllokal durch An-
kreuzen auf einem Stimmzettel ihrer Gruppe die von ihnen gewähl-
ten Personen.

(2) Die Stimmzettel sind in eine Wahlurne einzulegen, die vor 
Wahlbeginn unter Aufsicht des vorsitzenden Mitgliedes des Wahl-
ausschusses verschlossen worden ist.

§ 21 
Briefwahl

Erfolgt die Stimmabgabe im Wege der Briefwahl, erhalten die 
Wahlberechtigten einen Stimmzettel mit einem dazugehörigen 
Wahlumschlag und einen Wahlbriefumschlag. Die Wahlberechtigten 
haben den Stimmzettel zu kennzeichnen, in den Wahlumschlag zu 
legen, diesen zu verschließen und die auf dem Wahlschein vorge-
druckte Versicherung zu unterzeichnen, dass die Stimmabgabe dem 
Willen der wahlberechtigten Person entspricht. Der verschlossene 
Wahlumschlag und der unterschriebene Wahlschein sind in den 
Wahlbriefumschlag zu legen, der ebenfalls zu verschließen ist. Der 
Wahlbriefumschlag muss bis zum Wahltermin dem Wahlausschuss 
zugegangen sein. Nach Eingang beim Wahlausschuss darf der Wahl-
briefumschlag nicht zurückgegeben werden.

§ 22 
Online-Wahl

(1) Der Wahlausschuss entscheidet über die Durchführung der 
Online-Wahl. Er wählt das Online-Wahlsystem und den Wahlzeit-
raum der Online-Wahl und übermittelt den Wahlberechtigten ihre 
Zugangsdaten. Die Börsenaufsichtsbehörde kann die Durchführung 
der Online-Wahl untersagen.

(2) Als Online-Wahl darf die Wahl des Börsenrates nur durchge-
führt werden, wenn sichergestellt ist, dass bei der Verwendung des 
Online-Wahlsystems die Wahlvorschriften eingehalten werden. Ins-
besondere muss gewährleistet sein, dass
1.	 die abgegebenen Stimmen nur in anonymisierter Form gespei-

chert werden,
2.	 die Reihenfolge des Stimmeingangs nicht nachvollzogen werden 

kann,
3.	 die Stimmabgabe, die elektronische Wahlurne und das Online-

Wahlsystem vor Angriffen, insbesondere aus dem Internet, ge-
schützt sind und weder manipuliert noch ausgespäht werden kön-
nen,

4.	 das Online-Wahlsystem die Verfügbarkeit des Systems in dem 
gesamten Wahlzeitraum gewährleistet und dass im Fall einer Stö-
rung bereits abgegebene Stimmen nicht verloren gehen,

5.	 nachvollziehbar ist, ob die insgesamt abgegebenen gültigen Stim-
men den Wahlvorschlägen zutreffend zugeordnet und gezählt 
wurden,

6.	 eine Stimme nicht mehrfach abgegeben werden kann,
7.	 die Authentifizierung des wahlberechtigten Unternehmens nicht 

in einer Weise protokolliert wird, die den Grundsatz der geheimen 
Wahl gefährdet, und

8.	 die sicherheitstechnischen Anforderungen an die Informations-
technik des Online-Wahlsystems nach Absatz 4 eingehalten wer-
den.

(3) Es muss ferner sichergestellt werden, dass die Wahlberechtigten
1.	 innerhalb einer vom Wahlausschuss festzulegenden Frist nach 

Stimmabgabe prüfen können, ob die abgegebene Stimme von 
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der elektronischen Wahlurne korrekt erfasst und gespeichert 
wurde,

2.	 die eingegebene Stimme vor der endgültigen Stimmabgabe auf 
ihre Richtigkeit hin überprüfen und korrigieren oder die Wahl 
abbrechen können,

3.	 jederzeit erkennen können, wann ein Absenden und Übermitteln 
der Stimme erfolgt ist, und

4.	 eine per Online-Wahl abgegebene Stimme nicht zurückziehen 
können.

(4) Die Online-Wahl darf nur durchgeführt werden, wenn das 
Wahlsystem ein vom Bundesamt für Sicherheit in der Informations-
technik zertifiziertes Online-Wahlprodukt ist oder über eine damit 
vergleichbare Zertifizierung verfügt.

§ 23 
Feststellung des Wahlergebnisses

(1) Die Stimmauszählung erfolgt an dem auf den Wahltermin 
folgenden Börsentag. Über die Gültigkeit der abgegebenen Stimmen 
entscheidet der Wahlausschuss. Innerhalb der einzelnen Gruppen 
sind diejenigen Personen gewählt, die die meisten Stimmen inner-
halb der Gruppe erhalten haben. Bei Stimmengleichheit entscheidet 
das Los, das von dem vorsitzenden Mitglied des Wahlausschusses 
zu ziehen ist. Die Wahlberechtigten können bei der Auszählung der 
Stimmen anwesend sein. Das vorsitzende Mitglied des Wahlaus-
schusses kann auch anderen Personen die Anwesenheit gestatten.

(2) Über die Wahlhandlung ist eine Niederschrift anzufertigen. In 
ihr sind nach der Auszählung der Stimmen für die Gruppen geson-
dert die Anzahl der Wahlberechtigten und die Zahl der abgegebenen 
gültigen und ungültigen Stimmen sowie die auf die Personen ent-
fallenden Stimmen und die sich daraus ergebenden gewählten Mit-
glieder des Börsenrates mit der jeweils auf sie entfallenden Stim-
menzahl festzustellen. In der Niederschrift sind auch sonstige, für 
die Wahlhandlung wesentliche Vorgänge aufzuführen. Die Nieder-
schrift ist von den Mitgliedern des Wahlausschusses zu genehmigen 
und zu unterzeichnen.

(3) Das Wahlergebnis ist festgestellt, sobald alle Mitglieder des 
Wahlausschusses die Wahlniederschrift genehmigt und unterzeich-
net haben.

§ 24 
Bekanntgabe des Wahlergebnisses

(1) Der Wahlausschuss benachrichtigt die gewählten Personen 
schriftlich oder elektronisch von ihrer Wahl und fordert sie auf, 
binnen einer Woche nach Zustellung der Benachrichtigung schrift-
lich oder elektronisch zu erklären, ob sie die Wahl annehmen. 
Nimmt eine gewählte Person die Wahl nicht an oder tritt bei ihr noch 
vor dem Ende der Amtszeit des bisherigen Börsenrates ein in § 9 
Absatz 1 oder 2 genannter Verlustgrund ein, tritt diejenige Person 
der betroffenen Gruppe an die Stelle der gewählten Person, die bei 
der Wahl die nächstniedrigere Zahl der Stimmen auf sich vereint hat. 
§ 23 Absatz 1 Satz 4 gilt entsprechend.

(2) Das Wahlergebnis und die Feststellungen der Niederschrift 
über die Wahlhandlung, soweit sie die Angaben nach § 23 Absatz 2 
Satz  2 betreffen, sind an fünf aufeinanderfolgenden Börsentagen 
nach den Vorgaben des § 11 Absatz 2 Satz 2 bekannt zu geben.

Unterabschnitt 4 
Nachwahl, Wahlanfechtung und Wahl der Vertretung  

der Anlegergemeinschaft

§ 25 
Nachwahl

Sind für eine Gruppe nicht genügend Mitglieder in den Börsenrat 
gewählt, findet bezüglich der fehlenden Mitglieder eine Nachwahl 
in der betreffenden Gruppe nach den Bestimmungen dieser Verord-
nung statt. Steht in einer der in § 7 Absatz 2 genannten Gruppen 
keine Person zur Wahl, bleibt die Gruppe unbesetzt.

§ 26 
Wahlanfechtung

(1) Einsprüche gegen die Wahl sind binnen zwei Wochen, begin-
nend mit dem Tag der ersten Bekanntgabe nach § 24 Absatz 2, beim 
Wahlausschuss schriftlich oder elektronisch unter Angabe der Gründe 
zu erheben. Das Einspruchsrecht steht nur den Wahlberechtigten zu.

(2) Über ordnungsgemäß erhobene Einsprüche, die nicht den An-
trag enthalten, die Wahl für ungültig zu erklären oder eine Neuwahl 
durchzuführen, entscheidet der Wahlausschuss; das Gleiche gilt für 
nicht ordnungsgemäß erhobene Einsprüche. Die Entscheidung ist der 
einspruchsführenden Person unter Angabe der Gründe schriftlich mit-
zuteilen. Erachtet der Wahlausschuss die Wahl einer Person wegen 
fehlender Wählbarkeit für ungültig, ist das Ausscheiden dieser Person 
anzuordnen. Im Übrigen bleibt die Wahl des Börsenrates gültig.

(3) Sonstige Einsprüche leitet der Wahlausschuss mit einer 
schriftlichen oder elektronischen Stellungnahme dem Börsenrat zur 
Entscheidung zu. Gibt der Börsenrat dem Antrag der einspruchs-
führenden Person statt, ist die Wahl für ungültig zu erklären und zur 
Vorbereitung und Durchführung einer erneuten Wahl unverzüglich 
ein neuer Wahlausschuss zu berufen. Die Ungültigkeitserklärung 
der Wahl ist an mindestens fünf aufeinanderfolgenden Börsentagen 
nach den Vorgaben des § 11 Absatz 2 Satz 2 bekannt zu geben. Weist 
der Börsenrat den Antrag zurück, ist die Entscheidung der ein-
spruchsführenden Person unter Angabe der Gründe schriftlich mit-
zuteilen.

§ 27 
Genehmigung der Wahl

(1) Kann die nach § 7 Absatz 2 erforderliche Anzahl der Mitglie-
der einer oder mehrerer Gruppen bei der Wahl des Börsenrates nicht 
eingehalten werden, bedarf die Wahl der Genehmigung der Börsen-
aufsichtsbehörde.

(2) Die Genehmigung ist zu erteilen, wenn die nach Absatz 1 ge-
nannte Anzahl aus tatsächlichen Gründen nicht eingehalten werden 
konnte und eine angemessene Vertretung der in § 7 Absatz 2 aufge-
führten Gruppen gewährleistet ist.

§ 28 
Wahl der Vertretung der Anlegergemeinschaft

Die Vertretung der Anlegergemeinschaft wird mit ihrem Einver-
ständnis auf Vorschlag des Wahlausschusses mit einfacher Mehrheit 
der Stimmen vom neu gewählten Börsenrat unverzüglich, frühestens 
jedoch bei seinem ersten Zusammentreten, hinzugewählt. § 16 Ab-
satz 3 gilt entsprechend.

Abschnitt 3 
Sanktionsausschuss

Unterabschnitt 1 
Errichtung, Zusammensetzung und Organisation  

des Sanktionsausschusses

§ 29 
Errichtung

An der Tradegate Berlin Stock Exchange wird ein Sanktionsaus-
schuss errichtet. Der Sanktionsausschuss ist ein Organ der Börse und 
übt seine Tätigkeit frei von Weisungen anderer Börsenorgane aus.

§ 30 
Zusammensetzung

(1) Der Sanktionsausschuss besteht aus einem vorsitzenden Mit-
glied, einem stellvertretenden vorsitzenden Mitglied und mindestens 
vier beisitzenden Mitgliedern.

(2) Das vorsitzende Mitglied und das stellvertretende vorsitzende 
Mitglied werden auf Vorschlag der Geschäftsführung der Börse vom 
Börsenrat im Einvernehmen mit der Börsenaufsichtsbehörde be-
stellt. Der Börsenrat kann die Bestellung im Einvernehmen mit der 
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Börsenaufsichtsbehörde aus wichtigem Grund zurücknehmen oder 
widerrufen. Scheidet eine der bestellten Personen vorzeitig aus, 
wird für den Rest der Amtszeit des ausscheidenden Mitgliedes ein 
nachfolgendes Mitglied bestellt.

(3) Das vorsitzende Mitglied und das stellvertretende vorsitzende 
Mitglied müssen die Befähigung zum Richteramt haben. Sie dürfen 
nicht Handelsteilnehmerinnen oder Handelsteilnehmer, Angehörige 
der Börsenorgane, Beschäftigte des Trägers der Börse oder Bediens-
tete der Börsenaufsichtsbehörde sein. Sie sollen Erfahrung in Wirt-
schaftssachen besitzen.

(4) Als beisitzende Mitglieder sind vier Personen aus den in § 7 
Absatz  2 Nummer  1 bis 3 genannten Gruppen vom Börsenrat zu 
wählen. Dabei muss jede der in § 7 Absatz 2 Nummer 1 bis 3 ge-
nannten Gruppen jeweils durch mindestens ein Mitglied repräsen-
tiert sein. Gewählt ist, wer die einfache Mehrheit der abgegebenen 
Stimmen erhält. Bei Stimmengleichheit entscheidet das Los.

(5) Der Börsenrat kann die beisitzenden Mitglieder aus wichtigem 
Grund vorzeitig abberufen. Scheidet ein beisitzendes Mitglied vor-
zeitig aus, wählt der Börsenrat für den Rest der Amtszeit des aus-
scheidenden Mitgliedes ein nachfolgendes Mitglied.

(6) Die Mitglieder des Sanktionsausschusses üben ihre Tätigkeit 
ehrenamtlich aus. Sie haben Anspruch auf Ersatz ihrer notwendigen 
Auslagen und ihres Verdienstausfalls.

(7) Die Amtszeit des Sanktionsausschusses beginnt am Tag nach 
Ablauf der Amtszeit des bisherigen Sanktionsausschusses und endet 
nach vier Jahren. Ist eine gültige Wahl bis zum Ablauf der Amtszeit 
des bisherigen Sanktionsausschusses nicht erfolgt, bleibt der Sank-
tionsausschuss im Amt, bis ein neu gewählter Sanktionsausschuss 
erstmalig zusammentritt. Die Amtszeit des neuen Sanktionsaus-
schusses verkürzt sich entsprechend der verlängerten Amtszeit des 
bisherigen Sanktionsausschusses.

§ 31 
Aufgaben des vorsitzenden Mitgliedes

(1) Das vorsitzende Mitglied eröffnet, leitet und schließt die Sit-
zungen des Sanktionsausschusses und ist für die Ordnung der Sit-
zungen verantwortlich.

(2) Das vorsitzende Mitglied bestimmt unter Berücksichtigung 
der in § 30 Absatz 4 Satz 1 und 2 genannten Gruppen und der alpha-
betischen Einordnung der Namen der beisitzenden Mitglieder die 
Reihenfolge, in der die beisitzenden Mitglieder zu den Sitzungen 
zugezogen werden.

(3) Das vorsitzende Mitglied kann Personen, die seinen Anord-
nungen nicht Folge leisten, aus dem Sitzungssaal entfernen lassen.

§ 32 
Entscheidungen

(1) Der Sanktionsausschuss entscheidet durch ein vorsitzendes 
und zwei beisitzende Mitglieder. Ein beisitzendes Mitglied soll nach 
Maßgabe des § 31 Absatz 2 aus derjenigen Gruppe bestimmt wer-
den, der die Person angehört, gegen die sich das Sanktionsverfahren 
richtet.

(2) Das vorsitzende Mitglied wird im Verhinderungsfall von dem 
zu seiner Stellvertretung bestellten Mitglied vertreten. Ist ein beisit-
zendes Mitglied verhindert, tritt an seine Stelle das nach der alpha-
betischen Einordnung der Namen der beisitzenden Mitglieder nach 
§ 31 Absatz 2 folgende beisitzende Mitglied.

(3) Der Sanktionsausschuss entscheidet mit einfacher Stimmen-
mehrheit. Stimmenthaltungen sind nicht statthaft.

(4) Der im Einzelfall zuständige Sanktionsausschuss soll bis zum 
Abschluss des Verfahrens in dieser Besetzung zuständig bleiben.

(5) Stehen einzelne Sanktionsverfahren in tatsächlicher und recht-
licher Hinsicht in einem Zusammenhang, kann das vorsitzende Mit-
glied für diese Verfahren dieselben beisitzenden Mitglieder bestim-
men. Darüber hinaus kann das vorsitzende Mitglied bei diesen Ver-
fahren, wenn es sich um dieselben Beteiligten und den gleichen 
Verfahrensgegenstand handelt, die Verfahren zur gemeinsamen 
Verhandlung und Entscheidung verbinden und wieder trennen. Wer-

den Verfahren zur gemeinsamen Verhandlung und Entscheidung 
verbunden, wird das Verfahren unter dem älteren Verfahren mit den 
für dieses Verfahren bestimmten beisitzenden Mitgliedern fortge-
setzt. Die Heranziehung der beisitzenden Mitglieder des jüngeren 
Verfahrens endet. Die Akten des jüngeren Verfahrens werden als 
Beiakten zu dem weiterzuführenden Verfahren geführt. Bei einer 
Trennung von Verfahren kann das vorsitzende Mitglied für das ab-
getrennte Verfahren dieselben beisitzenden Mitglieder bestimmen.

Unterabschnitt 2 
Sanktionsverfahren

§ 33 
Einleitung eines Sanktionsverfahrens

(1) Der Sanktionsausschuss leitet auf schriftlichen oder elektroni-
schen Antrag der Börsenaufsichtsbehörde ein Sanktionsverfahren ein.

(2) Der Sanktionsausschuss leitet auf schriftlichen oder elektroni-
schen Antrag
1.	 der Geschäftsführung der Börse oder
2.	 einer Handelsteilnehmerin oder eines Handelsteilnehmers
ein Sanktionsverfahren ein, sofern hinreichende Anhaltspunkte für 
einen Verstoß nach § 22 Absatz 2 Satz 1 oder 2 des Börsengesetzes 
vorliegen.

(3) Der Sanktionsausschuss entscheidet ungeachtet der Absätze 1 
und 2 über die Einleitung eines Sanktionsverfahrens nach pflichtge-
mäßem Ermessen, sobald ihm Tatsachen bekannt werden, die die 
Annahme eines Verstoßes nach § 22 Absatz 2 Satz 1 oder 2 des Bör-
sengesetzes durch eine Handelsteilnehmerin oder einen Handelsteil-
nehmer oder eine Emittentin oder einen Emittenten rechtfertigen.

(4) Die Entscheidung, durch die ein Sanktionsverfahren eingeleitet 
wird, ist nicht anfechtbar.

(5) Entscheidet der Sanktionsausschuss in den Fällen des Absat-
zes 2, das Verfahren mangels hinreichender Anhaltspunkte für einen 
Verstoß nach § 22 Absatz 2 Satz 1 oder 2 des Börsengesetzes nicht 
einzuleiten, ist die Entscheidung schriftlich zu begründen, mit einer 
Rechtsmittelbelehrung zu versehen und der Antragstellerin oder dem 
Antragsteller zuzustellen.

(6) Von der Einleitung eines Sanktionsverfahrens sind die Ge-
schäftsführung der Börse und die Börsenaufsichtsbehörde unbescha-
det des § 45 Absatz 3 zu unterrichten.

§ 34 
Beteiligte

(1) Beteiligte des Sanktionsverfahrens sind
1.	 die betroffene Handelsteilnehmerin oder der betroffene Handels-

teilnehmer oder die Emittentin oder der Emittent und
2.	 Personen, die nach Absatz 2 vom Sanktionsausschuss zum Ver-

fahren hinzugezogen worden sind.
(2) Der Sanktionsausschuss kann von Amts wegen oder auf Antrag 

Personen, deren rechtliche Interessen durch den Ausgang des Verfah-
rens berührt werden können, als Beteiligte zum Verfahren hinzuzie-
hen. Hierüber entscheidet der Sanktionsausschuss durch unanfecht-
baren Beschluss.

(3) Wer angehört wird, ohne dass die Voraussetzungen des Absat-
zes 1 vorliegen, wird dadurch nicht zum am Verfahren Beteiligten.

§ 35 
Ausgeschlossene Personen

(1) An einer Entscheidung des Sanktionsausschusses darf nicht 
mitwirken, wer
1.	 Beteiligter des Verfahrens nach § 34 ist,
2.	 durch seine Tätigkeit oder durch die Entscheidung einen unmit-

telbaren Vor- oder Nachteil erlangen kann,
3.	 Angehöriger einer Person, die zu dem in den Nummern 1 oder 2 

genannten Personenkreis gehört, im Sinne des §  11 Absatz  1 
Nummer 1 Buchstabe a des Strafgesetzbuches ist,
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4.	 eine natürliche oder juristische Person oder Vereinigung, die zu 
dem in den Nummern 1 oder 2 genannten Personenkreis gehört, 
kraft Gesetzes oder Vollmacht allgemein oder in diesem Sankti-
onsverfahren vertritt,

5.	 bei einer natürlichen oder juristischen Person oder Vereinigung, 
die zu dem in den Nummern 1 oder 2 genannten Personenkreis 
gehört, gegen Entgelt beschäftigt ist oder bei ihr als Mitglied des 
Vorstandes, des Aufsichtsrates oder eines gleichartigen Organs 
tätig ist, oder

6.	 außerhalb seiner amtlichen Eigenschaft in der Angelegenheit ein 
Gutachten abgegeben hat oder sonst tätig geworden ist.

Satz 1 Nummer 2 gilt nicht, wenn der Vor- oder Nachteil nur darauf 
beruht, dass jemand einer Berufs- oder Bevölkerungsgruppe ange-
hört, deren gemeinsame Interessen durch die Angelegenheit berührt 
werden können.

(2) Hält sich ein Mitglied des Sanktionsausschusses für ausge-
schlossen oder hat es Zweifel, ob die Voraussetzungen des Absat-
zes 1 gegeben sind, teilt das Mitglied dies dem vorsitzenden Mit-
glied mit. Der Ausschuss entscheidet über den Ausschluss durch 
unanfechtbaren Beschluss. Das betroffene Mitglied darf an dieser 
Entscheidung nicht mitwirken. Das ausgeschlossene Mitglied darf 
bei der weiteren Beratung und Beschlussfassung nicht zugegen sein. 
§ 31 Absatz 2 ist anzuwenden.

§ 36 
Abgelehnte Personen

Jede und jeder an einem Sanktionsverfahren Beteiligte kann ein 
Mitglied des Ausschusses ablehnen, das in diesem Sanktionsver-
fahren nach § 35 nicht mitwirken darf oder bei dem die Besorgnis 
der Befangenheit besteht, weil ein Grund vorliegt, der geeignet ist, 
Misstrauen gegen die Unparteilichkeit des Mitgliedes zu rechtferti-
gen. Die Ablehnung ist vor Beginn der mündlichen Verhandlung 
schriftlich, elektronisch oder zur Niederschrift zu erklären. Die Er-
klärung ist unzulässig, wenn sich die oder der Beteiligte, ohne den 
ihr oder ihm bekannten Ablehnungsgrund geltend zu machen, in 
eine Verhandlung eingelassen oder Anträge gestellt hat. Im Fall des 
§ 41 Absatz 2 Satz 1 Nummer 1 ist die Ablehnung innerhalb der Ein-
wendungsfrist schriftlich oder elektronisch zu erklären. Für die Ent-
scheidung über die Ablehnung gilt § 35 Absatz 2 Satz 2 und 3.

§ 37 
Ladung zur und Teilnahme an der Sitzung

(1) Das vorsitzende Mitglied bestimmt den Termin der Sitzung 
des Sanktionsausschusses und lädt die Beteiligten. Die Ladung muss 
enthalten:
1.	 Zeit und Ort der Sitzung;
2.	 die Besetzung des Sanktionsausschusses;
3.	 den Gegenstand des Verfahrens;
4.	 die Namen der geladenen Zeuginnen oder Zeugen und bestellten 

Sachverständigen;
5.	 den Termin einer Augenscheinnahme.
Die Antragsunterlagen können mitgeteilt oder zur Einsicht bereit-
gehalten werden. Die Beteiligten sind darauf hinzuweisen, dass sie 
die Möglichkeit haben, sich innerhalb von zwei Wochen schriftlich 
oder elektronisch zur Sache zu äußern und dass bei Ausbleiben eines 
Beteiligten zum Termin der Sitzung auch in Abwesenheit verhandelt 
und entschieden werden kann.

(2) Zwischen dem Zugang der Ladung und der Sitzung soll eine 
Frist von mindestens drei Wochen liegen. Die Frist kann im Einver-
nehmen mit den Beteiligten verkürzt werden.

(3) Das vorsitzende Mitglied kann das persönliche Erscheinen der 
betroffenen Handelsteilnehmerin oder des betroffenen Handelsteil-
nehmers oder der Emittentin oder des Emittenten anordnen.

(4) Die Vertreterinnen und Vertreter der Börsenaufsichtsbehörde 
haben das Recht, allen Verhandlungen des Sanktionsausschusses 
beizuwohnen. Sie haben ferner das Recht, Anträge und Fragen an 
die Beteiligten, Zeuginnen oder Zeugen und Sachverständigen zu 
stellen.

(5) Ein Mitglied der Geschäftsführung der Börse darf an der Sit-
zung des Sanktionsausschusses mit beratender Stimme teilnehmen.

§ 38 
Untersuchungsgrundsatz

(1) Der Sanktionsausschuss ermittelt den Sachverhalt von Amts 
wegen. Er bestimmt Art und Umfang der Ermittlungen; an das Vor-
bringen und an die Beweisanträge der Beteiligten ist er nicht ge-
bunden.

(2) Von der Börsenaufsichtsbehörde gestellten Beweisanträgen ist 
stattzugeben.

(3) Die Beteiligten sollen bei der Ermittlung des Sachverhalts mit-
wirken. Sie sollen insbesondere ihnen bekannte Tatsachen und Be-
weismittel angeben.

§ 39 
Beweismittel

(1) Der Sanktionsausschuss bedient sich der Beweismittel, die er 
zur Ermittlung des Sachverhalts für erforderlich hält. Er kann ins-
besondere
1.	 Auskünfte jeder Art einholen,
2.	 Beteiligte anhören, Zeuginnen oder Zeugen und Sachverständi-

ge vernehmen oder die schriftliche oder elektronische Äußerung 
von Beteiligten, Zeuginnen oder Zeugen und Sachverständigen 
einholen,

3.	 Urkunden und Akten beiziehen sowie
4.	 den Augenschein einnehmen.

(2) Den Beteiligten ist Gelegenheit zu geben, der Vernehmung 
von Zeuginnen oder Zeugen und Sachverständigen und der Einnah-
me des Augenscheins, auch durch Sachverständige, beizuwohnen 
und hierbei Fragen zu stellen. Ein schriftliches oder elektronisches 
Gutachten soll ihnen zugänglich gemacht werden.

(3) Vom Sanktionsausschuss im Rahmen seiner Ermittlungen he-
rangezogene Zeuginnen oder Zeugen und Sachverständige werden 
in entsprechender Anwendung des Justizvergütungs- und -entschä-
digungsgesetzes vom 5. Mai 2004 (BGBl. I S. 718, 776), das zuletzt 
durch Artikel 13 des Gesetzes vom 8. Dezember 2025 (BGBl. 2025 
I Nr. 318) geändert worden ist, in der jeweils geltenden Fassung 
durch die Börse entschädigt.

§ 40 
Mitwirkung von Zeuginnen und Zeugen  

oder Sachverständigen
(1) Der Sanktionsausschuss darf Zeuginnen und Zeugen oder 

Sachverständige, die freiwillig vor ihm erscheinen, vernehmen oder 
um die Erstattung von Gutachten bitten. Die Vorschriften der Zivil-
prozessordnung über die Ablehnung von Sachverständigen und über 
die Vernehmung von Angehörigen des öffentlichen Dienstes als 
Zeuginnen und Zeugen oder Sachverständige gelten entsprechend.

(2) Verweigern Zeuginnen und Zeugen oder Sachverständige 
ohne Vorliegen einer der in den §§ 376, 383 bis 385 und 408 der 
Zivilprozessordnung bezeichneten Gründe die Aussage oder die Er-
stattung eines Gutachtens, kann der Sanktionsausschuss das für den 
Wohnsitz oder den Aufenthaltsort der Zeugin oder des Zeugen oder 
der oder des Sachverständigen zuständige Amtsgericht um die Ver-
nehmung ersuchen. In dem Ersuchen hat der Sanktionsausschuss 
den Gegenstand der Vernehmung darzulegen sowie die Namen und 
Anschriften der Beteiligten anzugeben.

(3) Hält der Sanktionsausschuss mit Rücksicht auf die Bedeutung 
einer Zeugenaussage oder eines Sachverständigengutachtens oder 
zur Herbeiführung einer wahrheitsgemäßen Aussage die Beeidigung 
für geboten, kann er das nach Absatz 2 Satz 1 zuständige Gericht um 
eidliche Vernehmung ersuchen.

§ 41 
Erfordernis der mündlichen Verhandlung

(1) Der Sanktionsausschuss entscheidet vorbehaltlich des Absat-
zes 2 nach mündlicher Verhandlung.
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(2) Der Sanktionsausschuss kann ohne mündliche Verhandlung 
entscheiden, wenn
1.	 die Sache keine besonderen Schwierigkeiten tatsächlicher oder 

rechtlicher Art aufweist,
2.	 die Beteiligten auf sie verzichtet haben oder
3.	 wegen Gefahr im Verzug eine sofortige Entscheidung notwen-

dig ist.
Beabsichtigt der Sanktionsausschuss, ohne mündliche Verhandlung 
nach Satz 1 Nummer 1 zu entscheiden, teilt er den Beteiligten mit, 
dass innerhalb einer Frist von zwei Wochen ein Antrag auf münd-
liche Verhandlung gestellt werden kann.

(3) Der Sanktionsausschuss soll das Verfahren so umfassend vor-
bereiten, dass es möglichst in einem Verhandlungstermin erledigt 
werden kann.

§ 42 
Verlauf der mündlichen Verhandlung

(1) Die mündliche Verhandlung ist nicht öffentlich. An ihr kann 
die Börsenaufsichtsbehörde teilnehmen. Anderen Personen kann das 
vorsitzende Mitglied die Anwesenheit gestatten, wenn keine Betei-
ligten widersprechen.

(2) Nach Aufruf der Sache trägt das vorsitzende Mitglied den 
wesentlichen Inhalt der Akten vor. Es hat die Sache mit den Beteilig-
ten tatsächlich und rechtlich zu erörtern und darauf hinzuwirken, 
dass sachdienliche Anträge gestellt, ungenügende Angaben ergänzt 
und alle für die Feststellung des Sachverhalts wesentlichen Erklä-
rungen abgegeben werden.

(3) Jedes Mitglied des Sanktionsausschusses hat das Recht, sach-
dienliche Fragen zu stellen. Wird eine Frage beanstandet, entschei-
det der Ausschuss über ihre Zulässigkeit.

§ 43 
Rechte der Geschäftsführung der Börse

(1) Ergeben sich in einem Sanktionsverfahren Tatsachen, die die 
Rücknahme oder den Widerruf der Zulassung einer Handelsteilneh-
merin oder eines Handelsteilnehmers rechtfertigen, ist das Verfahren 
an die Geschäftsführung der Börse abzugeben. Diese ist berechtigt, 
in jeder Lage des Verfahrens von dem Sanktionsausschuss Berichte 
zu verlangen und das Verfahren an sich zu ziehen.

(2) Hat die Geschäftsführung der Börse ein Sanktionsverfahren 
übernommen und erweist es sich, dass die Zulassung einer Handels-
teilnehmerin oder eines Handelsteilnehmers nicht zurückzunehmen 
oder zu widerrufen ist, verweist sie das Verfahren an den Sanktions-
ausschuss zurück.

§ 44 
Entscheidung und Kosten

(1) Der Sanktionsausschuss entscheidet unter Würdigung des 
Gesamtergebnisses des Verfahrens. Bei geringfügigen Verstößen 
kann er das Verfahren mit Zustimmung der Börsenaufsichtsbehörde 
einstellen.

(2) Beratung und Abstimmung des Sanktionsausschusses sind 
geheim. Es dürfen nur solche Ausschussmitglieder zugegen sein, die 
an der mündlichen Verhandlung teilgenommen haben.

(3) Entscheidungen, die das Sanktionsverfahren abschließen, sind 
schriftlich abzufassen und zu begründen, mit einer Rechtsbehelfs-
belehrung zu versehen und den Beteiligten zuzustellen.

(4) In jeder Entscheidung, die das Sanktionsverfahren abschließt, 
muss bestimmt werden, wer die Kosten des Verfahrens nach Ab-
satz 7 zu tragen hat. Die Kosten des Verfahrens bestehen aus der 
Verfahrensgebühr nach Absatz 5 und den Auslagen nach Absatz 6.

(5) Die Verfahrensgebühr beträgt mindestens 250 Euro und 
höchstens 10 000 Euro. Sie wird vom vorsitzenden Mitglied festge-
legt. Die Höhe der Gebühr bemisst sich nach dem Aufwand und der 
Bedeutung des Verfahrens.

(6) Zu den Auslagen gehören
1.	 die nach § 30 Absatz 6 Satz 2 und § 39 entstandenen Aufwen-

dungen und

2.	 Portogebühren für Zustellungen und Ladungen und für die auf 
Antrag übersandten Ausfertigungen und Abschriften sowie Ent-
gelte für Telekommunikationsdienstleistungen.

(7) Die Kosten des Verfahrens trägt die Person, gegen die eine 
Sanktion angeordnet wird. Sie hat in diesem Fall der Börse die Kos-
ten des Verfahrens zu erstatten. Wird keine Sanktion verhängt, das 
Verfahren eingestellt oder die Eröffnung des Verfahrens abgelehnt, 
trägt die Börse die Kosten des Verfahrens. In diesem Fall kann die 
vom Sanktionsverfahren betroffene Person die Erstattung ihrer Aus-
lagen von der Börse verlangen. Im Übrigen tragen die Beteiligten 
die ihnen entstandenen Kosten selbst.

§ 45 
Niederschrift

(1) Über jede Sitzung des Sanktionsausschusses ist eine Nieder-
schrift zu fertigen. Die Niederschrift muss Angaben enthalten über
1.	 den Ort und den Tag der Sitzung,
2.	 die Namen der anwesenden Ausschussmitglieder, der erschiene-

nen Beteiligten, der Zeuginnen oder Zeugen und Sachverständi-
gen,

3.	 den verhandelten Gegenstand,
4.	 den wesentlichen Inhalt der Aussagen der Zeuginnen oder Zeu-

gen und Sachverständigen,
5.	 das Ergebnis eines Augenscheins,
6.	 die gestellten Anträge und
7.	 die Entscheidung.

(2) Zum Fertigen der Niederschrift kann das vorsitzende Mitglied 
ein schriftführendes Mitglied hinzuziehen. Die Niederschrift ist von 
dem vorsitzenden Mitglied und, soweit hinzugezogen, auch vom 
schriftführenden Mitglied zu unterzeichnen.

(3) Der Börsenaufsichtsbehörde sind Ausfertigungen der Nieder-
schriften über die Sitzungen und die mündlichen Verhandlungen 
sowie Entscheidungen, die das Sanktionsverfahren einleiten und 
abschließen, zu übermitteln.

Abschnitt 4 
Übergangs- und Schlussbestimmungen

§ 46 
Übergangsvorschrift

Die Amtszeit der Mitglieder und die Zusammensetzung des bei 
Inkrafttreten dieser Verordnung bestehenden Börsenrates bleiben bis 
zur erstmaligen Wahl des Börsenrates nach dieser Verordnung un-
berührt. Im Falle des Ausscheidens eines Mitgliedes gelten bis zur 
erstmaligen Wahl des Börsenrates nach dieser Verordnung die Rege-
lungen des § 9.

§ 47 
Erstmalige Errichtung eines Sanktionsausschusses

Der Sanktionsausschuss ist innerhalb von drei Monaten nach In-
krafttreten dieser Verordnung zu errichten.

§ 48 
Inkrafttreten, Außerkrafttreten

Diese Verordnung tritt am Tage nach der Verkündung im Gesetz- 
und Verordnungsblatt für Berlin in Kraft. Gleichzeitig tritt die Ver-
ordnung über die Wahl des Börsenrates und die Errichtung eines 
Sanktionsausschusses der Börsen in Berlin vom 12. Oktober 2010 
(GVBl. S. 476), die zuletzt durch Artikel 17 der Verordnung vom  
15. Dezember 2020 (GVBl. S.  1506) geändert worden ist, außer 
Kraft.

Berlin, den 10. August 2026

Senatsverwaltung für Wirtschaft,  
Energie und Betriebe
Franziska   G i f f e y
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Auf Grund des § 6a Absatz 6 Sätze 1 und 2 des Straßenverkehrs-
gesetzes in der Fassung der Bekanntmachung vom 5. März 2003 
(BGBl. I S. 310, 919), das zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 
12. Mai 2026 (BGBl. 2026 I Nr. 142) geändert worden ist, in Ver-
bindung mit § 3 Absatz 4 des Carsharinggesetzes vom 5. Juli 2017 
(BGBl. I S. 2230), das zuletzt durch Artikel 4 des Gesetzes vom 12. 
Juli 2021 (BGBl. I S. 3091) geändert worden ist, und mit § 3 Ab-
satz  6 des Elektromobilitätsgesetzes vom 5. Juni 2015 
(BGBl. I S. 898), das zuletzt durch Artikel 2 Absatz 34 des Geset-
zes vom 20. Dezember 2022 (BGBl. I S. 2752) geändert worden ist, 
verordnet der Senat:

Artikel 1 
Änderung der Parkgebühren-Ordnung

Die Parkgebühren-Ordnung vom 28. Juli 1986 (GVBl. S. 1138), 
die zuletzt durch Verordnung vom 24. Juni 2025 (GVBl. S. 256) ge-
ändert worden ist, wird wie folgt geändert:
In § 4 Absatz 2 wird die Angabe „31. Dezember 2026“ durch die 
Angabe „31. Dezember 2029“ ersetzt.

Artikel 2 
Inkrafttreten

Die Verordnung tritt am Tage nach der Verkündung im Gesetz- 
und Verordnungsblatt für Berlin in Kraft.
Berlin, den 11. August 2026

Der Senat von Berlin

Kai  W e g n e r
Regierender Bürgermeister

Ute  B o n d e
Senatorin für Mobilität,  

Verkehr, Klimaschutz und 
Umwelt

Siebte Verordnung
zur Änderung der Parkgebühren-Ordnung

Vom 11. August 2026
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Auf Grund des § 6 Absatz 1 des Gesetzes über Gebühren und Bei-
träge vom 22. Mai 1957 (GVBl. S. 516), das zuletzt durch Artikel 3 
des Gesetzes vom 5. Juni 2019 (GVBl. S. 284) geändert worden ist, 
verordnet der Senat:

Artikel 1 
Änderung der Friedhofsgebührenordnung

Die Friedhofsgebührenordnung vom 17. November 2003 (GVBl. 
S. 546), die zuletzt durch Verordnung vom 11. Januar 2011 (GVBl. 
S. 9) geändert worden ist, wird wie folgt geändert:
1.	 § 1 wird wie folgt gefasst:

„§ 1
(1) Für die Benutzung der landeseigenen Friedhöfe und ihrer 

Einrichtungen sowie für Leistungen der Friedhofsverwaltungen 
werden Gebühren nach dem Gebührentarif der Anlage erhoben. 
Grabstätten gemäß §  33 Absatz  3 bis 6 der Friedhofsordnung 
vom 19. November 1997 (GVBl. S. 614), die zuletzt durch Arti-
kel 10 der Verordnung vom 1. September 2020 (GVBl. S. 683) 
geändert worden ist, in der jeweils geltenden Fassung gelten als 
Wahlgrabstätten.
(2) Sofern die gebührenpflichtigen Tatbestände der Umsatz-

steuer unterliegen, wird die gesetzliche Umsatzsteuer zusätzlich 
zu den Gebühren erhoben.“

2.	 § 3 wird wie folgt gefasst:

„§ 3
Gebührenfrei sind
1.	 Ersatznutzungsrechte gemäß § 7 Absatz 1 Satz 3 und Ab-

satz 3 Satz 2 des Friedhofsgesetzes vom 1. November 1995 
(GVBl. S.  707), das zuletzt durch Artikel  1 des Gesetzes 
vom 4. Februar 2016 (GVBl. S. 26, 55) geändert worden ist, 
in der jeweils geltenden Fassung,

2.	 Umbettungen und Umsetzungen von Grabausstattungsge-
genständen nach § 7 Absatz 3 Satz 3 des Friedhofsgesetzes 
und § 2 Absatz 2 der Friedhofsordnung und

3.	 Nutzungen von Feierhallen durch Kirchengemeinden an 
kirchlichen Gedenk- und Trauertagen zur Abhaltung einer 
angemeldeten Andacht.“

3.	 § 3a wird aufgehoben.
4.	 Die Anlage zu § 1 wird wie folgt gefasst:

Vierte Verordnung
zur Änderung der Friedhofsgebührenordnung

Vom 11. August 2026
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„Anlage
(zu § 1 Absatz 1)

Gebührentarif 
für die landeseigenen Friedhöfe Berlins und deren Einrichtungen

Gebühr (Euro)

1 Verwaltungsgebühr für die Bearbeitung von Nutzungsrechtsangelegenheiten

1.1 Überlassung des Nutzungsrechts an einer Grabstätte zum Zwecke der sofortigen oder 
späteren Bestattung 78,00

1.2 Verlängerung des Nutzungsrechts an einer Grabstätte 39,00
1.3 Zustimmung zur Übertragung des Nutzungsrechts an einer Grabstätte 39,00

2 Friedhofsgrundgebühr für die Unterhaltung der allgemeinen Friedhofsanlage

2.1 je Bestattung 575,00
2.2 bei Verlängerung des Nutzungsrechts oder bei Überlassung des Nutzungsrechts, 

jeweils ohne Bestattung, je Grabstätte und Jahr 28,75
Anmerkung:
Soll während der Verlängerungszeit oder der Dauer des überlassenen Nutzungsrechts 
ohne Bestattung bestattet werden, wird die nach Tarifstelle 2.2 gezahlte Grundgebühr 
für die nicht in Anspruch genommene Zeit auf die Gebühr nach der Tarifstelle 2.1 
angerechnet.

2.3 bei einer Umbettung von einem nichtlandeseigenen Friedhof in eine Reihen-, Wahl-, 
Familien- oder Urnenwandgrabstätte, je Umbettung und Jahr der restlichen Ruhezeit 28,75

3 Bestattungen

3.1 Erdbestattung

einschließlich Sargannahme, Sargaufbewahrung bis zu vier Tage nach dem Einliefe-
rungstag, Bereitstellen des Sarges zur Bestattung, Herstellen und Schließen der Gruft, 
Auskleiden der Gruft, Sandschale, Trauerzugbegleitung, Anordnen der Blumen und 
Gebinde

3.1.1 in einer Erdwahl- oder Familiengrabstätte 
einschließlich Abräumen der Pflanzung nach dem Erlöschen des Nutzungsrechts 428,00

3.1.2 in einer Erdreihengrabstätte 
einschließlich Abräumen der Pflanzung nach dem Erlöschen des Nutzungsrechts 348,00

3.1.3 in einer Erdreihengrabstätte mit einheitlicher Anlage und Pflege 
(nur in Verbindung mit Tarifstelle 7.1.1) 342,00

3.1.4 in einer Erdgemeinschaftsgrabstätte 
(nur in Verbindung mit Tarifstelle 7.1.2) 342,00
Anmerkung zu 3.1:
Die Gebühr nach den hier aufgeführten Tarifstellen ermäßigt sich jeweils um 
23,00 Euro, wenn der Friedhof keine Möglichkeit der Sargaufbewahrung hat.

3.2 Beisetzung einer Urne

einschließlich Annahme, Kontrolle und bis zu dreiwöchiger Aufbewahrung sowie das 
Einsetzen der Urnenkapsel in die Überurne für die Urnenbeisetzung, Bereitstellen der 
Urne zur Beisetzung, Herstellen und Schließen der Gruft, Sandschale, Urnenträger, 
Anordnen der Blumen und Gebinde

3.2.1 in einer Erdwahl-, Erdreihen-, Urnenwahl-, Urnenreihen- oder Familiengrabstätte 
einschließlich Abräumen der Pflanzung nach dem Erlöschen des Nutzungsrechts 171,00

3.2.2 in einer Urnen- oder Aschengemeinschaftsgrabstätte (nur in Verbindung mit Tarifstelle 
7.1.3) 156,00

3.2.3 in einer Urnenwandgrabstätte 
einschließlich der Beisetzung der Asche nach Erlöschen des Nutzungsrechts 
(nur in Verbindung mit Tarifstelle 7.1.4 oder 7.1.5) 168,00

3.2.4 in einer Familiengrabstätte eines Baumfeldes 
(nur in Verbindung mit Tarifstelle 7.1.6) 171,00
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4 Räumlichkeiten für Trauerakte und Begleitleistungen

4.1 Trauerfeier 
Bereitstellen eines Raumes mit einer Basisdekoration von Pflanzen und Kerzen sowie 
der Möglichkeit der musikalischen Umrahmung

4.1.1 für die Dauer von bis zu 30 Minuten 187,00
4.1.2 je weitere angefangene 10 Minuten 62,00
4.1.3 ermäßigte Gebühr für den Friedhof Rudow, Köpenicker Str. 131, 12355 Berlin (Neu-

kölln), dessen Feierhalle in Größe und Ausstattung nicht den allgemeinen Anforde-
rungen entspricht, für die Dauer von bis zu 30 Minuten, 145,00

4.1.4 je weitere angefangene 10 Minuten 48,00
4.2 stille Abschiednahme ohne Trauerrede und ohne musikalische Umrahmung 

Bereitstellung eines einfach ausgestatteten Raumes für die Dauer von bis zu  
15 Minuten 75,00

4.3 Abschiednahme am offenen Sarg

4.3.1 Bereitstellen eines einfach ausgestatteten Raumes für die Dauer von bis zu 15 Minu-
ten vor Beginn der Trauerfeierlichkeiten 75,00

4.3.2 je weitere angefangene 15 Minuten 75,00
4.4 würdiges Aufstellen der Urne vor der Beisetzung in einem Raum, wenn weder 

Trauerfeier noch stille Abschiednahme vorgesehen sind 30,00
4.5 islamische Bestattungen 

Bereitstellen eines besonderen Raumes für die rituelle Waschung oder das Gebet, je 
angefangene Stunde 165,00

5 Grabmalangelegenheiten

5.1 Erteilen einer Zustimmung zum Aufstellen eines stehenden Grabmals einschließlich 
Beräumung nach Erlöschen des Nutzungsrechts

5.1.1 mit einem Rauminhalt von bis zu 0,05 m3 155,00
5.1.2 mit einem Rauminhalt von mehr als 0,05 m3 bis zu 0,1 m3 227,00
5.1.3 mit einem Rauminhalt von mehr als 0,1 m3 je weitere angefangene 0,1 m3 85,00

Anmerkung zu 5.1:
Der Sockel ist bei der Berechnung des Rauminhalts jeweils einzubeziehen.

5.2 Erteilen einer Zustimmung zum Auslegen eines liegenden Grabmals oder zum An-
bringen eines Denkzeichens oder einer Namenstafel einschließlich Beräumung nach 
Erlöschen des Nutzungsrechts

5.2.1 mit einem Rauminhalt von bis zu 0,02 m3 57,00
5.2.2 mit einem Rauminhalt von mehr als 0,02 m3 je weitere angefangene 0,02 m3 15,00
5.3 Erteilen einer Zustimmung zum Errichten einer Grabeinfassung einschließlich Be-

räumung nach Erlöschen des Nutzungsrechts
5.3.1 mit einem Rauminhalt von bis zu 0,05 m3 50,00
5.3.2 mit einem Rauminhalt von mehr als 0,05 m3 bis zu 0,1 m3 79,00
5.3.3 je weitere angefangene 0,1 m3 Rauminhalt 28,00

Anmerkung zu 5:
Bei Grabmalen, für die die Zustimmung nach Inkrafttreten dieser Gebührenordnung 
erteilt worden ist, werden auf Antrag bei stehenden Grabmalen und Grabeinfassungen 
mit Fundament 14 % und bei liegenden Grabmalen, Denkzeichen und Einfassungen 
ohne Fundament 55 % der Gebühr erstattet, die nach den hier aufgeführten Tarif-
stellen erhoben worden ist, wenn die Nutzungsberechtigten das Grabmal und die 
Einfassung nach Zustimmung der Friedhofsverwaltung (§ 29 Absatz 1 der Friedhofs-
ordnung) selbst entfernt und entsorgt haben.

6 Ausbettung und erneute Bestattung

6.1 Öffnen einer Erdgrabstätte für eine Ausbettung bis zur Sargoberkante und Schließen 
der Grabstätte 440,00

6.2 Ausbetten einer Urne einschließlich Öffnen und Schließen der Grabstätte, ausgenom-
men Urnenwandgrabstätten (Tarifstelle 3.2.3) 95,00
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6.3 Ersatzaschekapsel 25,00
6.4 Bestattung in einer Erd- oder Urnengrabstätte nach einer Ausbettung ohne Zeremonie

6.4.1 eines Sarges 316,00
6.4.2 einer Urne 68,00

Anmerkung zu 6:
Für die Zustimmung zur Ausgrabung und Umbettung einer Leiche oder einer 
Urne (§ 14 Absatz 2 und 3 des Friedhofsgesetzes) wird zusätzlich eine Ge-
bühr nach Tarifstelle 6041 des Gebührenverzeichnisses zu § 1 Absatz 1 der 
Verwaltungsgebührenordnung erhoben.

7 Anlage, Instandhaltung und einheitliche Pflege eines Grabfeldes oder einer 
Urnenwandgrabanlage durch die Friedhofsverwaltung

7.1 je Bestattungsfall für die Ruhezeit von 20 Jahren

7.1.1 in einer Erdreihengrabstätte mit einheitlicher Anlage und Pflege 1.490,00
7.1.2 in einer Erdgemeinschaftsgrabstätte 

einschließlich Anlage, Pflege und Unterhaltung einer Kranzablage- und Gedenkstätte 1.500,00
7.1.3 in einer Urnen- oder Aschengemeinschaftsgrabstätte 

einschließlich Anlage, Pflege und Unterhaltung einer Kranzablage- und Gedenkstätte 115,00
7.1.4 in einer Urnenwandgrabstätte in freistehender Anlage 177,00
7.1.5 in einer Urnenwandgrabstätte in einem Gebäude 683,00
7.1.6 in einer Familiengrabstätte eines Baumfeldes 743,00
7.2 bei Verlängerung des Nutzungsrechts oder Überlassung des Nutzungsrechts ohne Be-

stattung, je Jahr (nur in Verbindung mit Tarifstelle 2.2 oder 2.3)
7.2.1 an einer Urnenwandgrabstätte in freistehender Anlage 9,00
7.2.2 an einer Urnenwandgrabstätte in einem Gebäude 34,00
7.2.3 an einer Familiengrabstätte eines Baumfeldes 37,00

Anmerkung zu 7.2:
Soll während der Verlängerungszeit bestattet werden, wird die nach den hier aufge-
führten Tarifstellen gezahlte zusätzliche Gebühr für die nicht in Anspruch genomme-
ne Zeit nach den unter Nummer 7.1 aufgeführten Tarifstellen angerechnet.

8 Einzelleistungen
8.1 Sargträger, je Person 45,00
8.2 Aufbewahrung einer Urne ab der 4. Woche, je angefangene Woche 10,00
8.3 Aufbewahrung eines Sarges ab dem 5. Tag, je Tag, mit Ausnahme der gesetzlichen 

Feiertage 42,00
8.4 Urne für den Versand vorbereiten 

zuzüglich verauslagter Transportkosten 25,00
8.5 Änderung oder Stornierung der vereinbarten Feier- oder Bestattungsanmeldung 30,00
8.6 Inanspruchnahme eines Kranzwagens 29,00
8.7 Hügel setzen

8.7.1 je Erdreihen- oder Erdwahlgrabstelle 74,00
8.7.2 Provisorium 21,00
8.8 Seitliches Bepflanzen eines Hügels, je Erdreihen- oder Erdwahlgrabstelle 50,00
8.9 Seitliche Abgrenzung setzen für

8.9.1 eine Erdwahlgrabstätte mit Betonplatten der Größe 50 x 25 x 5 cm 80,00
8.9.2 eine Erdreihengrabstätte mit Betonplatten der Größe 50 x 25 x 5 cm 74,00
8.9.3 eine Urnenwahlgrabstätte mit Betonkantenstein der Größe 100 x 25 x 6 cm 46,00
8.9.4 eine Urnenreihengrabstätte mit Betonkantenstein der Größe 50 x 25 x 6 cm 25,00

Anmerkung zu 8.9:
In den hier aufgeführten Tarifstellen sind Abbau und Entsorgung nach Erlöschen des 
Nutzungsrechts enthalten.
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Artikel 2 
Inkrafttreten

Diese Verordnung tritt am 1. Januar 2027 in Kraft.

Berlin, den 11. August 2026

Der Senat von Berlin

Kai  W e g n e r
Regierender Bürgermeister

Ute  B o n d e
Senatorin für Mobilität,  

Verkehr, Klimaschutz und 
Umwelt

8.10 Genehmigung zum Aufstellen einer Sitzgelegenheit einschließlich Abräumen und 
Entsorgen nach Erlöschen des Nutzungsrechts 100,00
Anmerkung zu 8.10:
Bei einer Sitzgelegenheit, die nach Inkrafttreten dieser Gebührenordnung genehmigt 
worden ist, werden auf Antrag 14 % der nach der Tarifstelle 8.10 erhobenen Gebühr 
erstattet, wenn die Nutzungsberechtigten die Sitzgelegenheit in Absprache mit der 
Friedhofsverwaltung selbst entfernt und entsorgt haben.

8.11 Standsicherheitsprüfung bei einem stehenden Grabmal (Tarifstelle 5.1) oder einer 
Sitzgelegenheit (Tarifstelle 8.10) je Jahr 5,00

8.12 einmalige Erlaubnis für das Befahren der Friedhofswege eines Friedhofs für gewerb-
liche Tätigkeiten 33,00

8.13 Erlaubnis zum Mitführen von bis zu fünf Kraftfahrzeugen für ein Jahr für die 
Friedhöfe

8.13.1 eines Bezirks 125,00
8.13.2 eines weiteren Bezirks 33,00
8.13.3 sämtlicher Bezirke 352,00
8.14 Erlaubnis für weitere Fahrzeuge der gleichen antragstellenden Person (Tarifstel-

le 8.13), je Fahrzeug und Jahr 17,00
8.15 Ablehnung oder Widerruf einer Erlaubnis (Tarifstellen 8.12 bis 8.14) 30,00
8.16 Schriftliche Auskunft aus dem Friedhofsregister eines Bezirks nach Erlöschen des 

Nutzungsrechts zum Zwecke der Grabstellensuche 46,00
8.17 Merkpfahl 10,00“
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Auf Grund des § 3 Absatz 2 Satz 1 und Absatz 3 des Gesetzes zur 
Ausführung des Tierische Nebenprodukte-Beseitigungsgesetzes 
vom 6. November 1997 (GVBl. S. 582), das zuletzt durch Artikel IV 
des Gesetzes vom 21. September 2012 (GVBl. S. 290) geändert 
worden ist, verordnet die Senatsverwaltung für Justiz und Verbrau-
cherschutz:

Artikel 1
Die Anlage der Verordnung über die Erhebung von Entgelten für 
die Inanspruchnahme von Leistungen im Rahmen der Beseitigung 
tierischer Nebenprodukte vom 27. August 2012 (GVBl. S. 267), die 
zuletzt durch Verordnung vom 15. Juli 2024 (GVBl. S. 487) geän-
dert worden ist, wird wie folgt gefasst:

„Anlage

Tarifstelle Leistung Entgelt 
zzgl. MwSt. (€)

1. Beseitigung von Material der Kategorie 1

Für die Beseitigung von Material der Kategorie 1 gemäß § 3 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 des Tierische  
Nebenprodukte-Beseitigungsgesetzes werden folgende Entgelte erhoben:

1.1. Tierkörper der Kategorie 1 sowie Tierkörperteile aus 
Rinder-, Schaf- und Ziegenschlachtungen, bei denen 
das Risikomaterial nicht entnommen wurde

1.1.1 Kauf von Systembehältern

1.1.1.1 Systembehälter 120 l pro Behälter 41,00
1.1.1.2 Systembehälter 240 l pro Behälter 51,00
1.1.1.3 Systembehälter 1,1 m³ pro Behälter 650,00

1.1.2 Anfahrt zur Entleerung von Systembehältern pro Anfahrt 30,00
1.1.3 Transport und Beseitigung tierischer Nebenprodukte aus 

Systembehältern
1.1.3.1 Systembehälter 120 l pro Behälter 59,07
1.1.3.2 Systembehälter 240 l pro Behälter 97,09
1.1.3.3 Systembehälter 1,1 m³ pro Behälter 303,43

1.2 Tierkörper der Kategorie 1
Transport und Beseitigung von Tierkörpern

1.2.1 Rinder ab 12 Monaten pro Stück 124,15
1.2.2 Schafe ab 12 Monaten pro Stück 10,90
1.2.3 Ziegen ab 12 Monaten pro Stück 10,90
1.2.4 Wild (tierseuchenverdächtig, - infiziert)

unter 50 kg
pro Stück 61,91

1.2.5 Wild (tierseuchenverdächtig, - infiziert)
über 50 kg

pro Stück 131,97

1.2.6 Anfahrt zur Beseitigung nach 1.2.1 bis 1.2.5 pro Anfahrt 30,00

1.3 Heim- / Labor- und Versuchstiere
1.3.1 Transport und Beseitigung von Hunden und Katzen aus 

Tierarztpraxen

Vierte Verordnung 
zur Änderung der Verordnung 

über die Erhebung von Entgelten für die Inanspruchnahme von Leistungen 
im Rahmen der Beseitigung tierischer Nebenprodukte

Vom 12. August 2026
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1.3.1.1 pro Hund 39,02

1.3.1.2 pro Katze 33,01

1.3.2 Transport und Beseitigung von kleinen Heimtieren aus 
Tierarztpraxen

pro angefangenes kg 8,34

1.3.3 Anfahrt zur Tierarztpraxis pro Anfahrt 25,00
1.3.4 Transport und Beseitigung von Hunden und Katzen aus 

privaten Haushalten
1.3.4.1 pro Hund 39,02

1.3.4.2 pro Katze 33,01

1.3.5 Anfahrt private Haushalte pro Anfahrt 25,00
1.3.6 Transport inklusive Beseitigung von Labor- und Versuchs-

tieren aus Systembehältern
1.3.6.1 Systembehälter 120 l pro Behälter 55,28
1.3.6.2 Systembehälter 240 l pro Behälter 96,47
1.3.7 Anfahrt zur Entleerung der Systembehälter nach 1.3.6 30,00

1.3.8 Beseitigung von Hunden und Katzen bei Einlieferung in 
die Sammelstelle(n)

1.3.8.1 pro Hund 39,02

1.3.8.2 pro Katze 33,01

1.3.9 Kauf von Systembehältern
1.3.9.1 Systembehälter 120 l 41,00

1.3.9.2 Systembehälter 240 l 51,00

1.3.9.3 Systembehälter 1,1 m³ 650,00

2. Beseitigung von Material der Kategorie 2

Für die Beseitigung von Material der Kategorie 2 gemäß § 3 Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 des Tierische Nebenprodukte-Beseitigungsgesetzes 
werden folgende Entgelte erhoben:

2.1 Tierkörperteile (TKT) und tierische Erzeugnisse der 
Kategorie 2

2.1.1 Kauf von Systembehältern

2.1.1.1 Systembehälter 120 l pro Behälter 41,00
2.1.1.2 Systembehälter 240 l pro Behälter 51,00
2.1.1.3 Systembehälter 1,1 m³ pro Behälter 650,00

2.1.2 Anfahrt zur Entleerung von Systembehältern pro Anfahrt 30,00
2.1.3 Transport und Beseitigung tierischer Nebenprodukte aus 

Systembehältern
2.1.3.1 Systembehälter 120 l pro Behälter 59,07
2.1.3.2 Systembehälter 240 l pro Behälter 97,09
2.1.3.3 Systembehälter 1,1 m³ pro Behälter 303,43

2.2 Beseitigung von Tierkörpern der Kategorie 2
2.2.1 Pferd und Esel pro Stück 363,50
2.2.2 Fohlen und Pony pro Stück 157,24
2.2.3 Rinder jünger als 12 Monate pro Stück 97,02
2.2.4 Kälber bis 8 Monate pro Stück 36,53
2.2.5 Schafe und Ziegen jünger als 12 Monate pro Stück 10,90
2.2.6 Schaf- und Ziegenlämmer bis 6 Monate pro Stück 5,72
2.2.7 Sauen und Eber pro Stück 61,47
2.2.8 Schwein über 50 kg pro Stück 38,46
2.2.9 Schwein bis 50 kg pro Stück 17,39

Tarifstelle Leistung Entgelt 
zzgl. MwSt. (€)
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2.2.10 Ferkel (leichter als 10 kg) pro Stück 8,96
2.2.11 Geflügel pro Stück 8,10
2.2.12 Wild über 50 kg pro Stück 131,97
2.2.13 Wild bis 50 kg pro Stück 61,91
2.2.14 Anfahrt zur Beseitigung nach 2.2.1 bis 2.2.13 pro Anfahrt 30,00
2.2.15 Kauf von Systembehältern

2.2.15.1 Systembehälter 120 l pro Behälter 41,00
2.2.15.2 Systembehälter 240 l pro Behälter 51,00
2.2.15.3 Systembehälter 1,1 m³ pro Behälter 650,00

2.2.16 Transport und Beseitigung tierischer Nebenprodukte aus 
Systembehältern

2.2.16.1 Systembehälter 120 l pro Behälter 59,06
2.2.16.2 Systembehälter 240 l pro Behälter 102,69
2.2.16.3 Systembehälter 1,1 m³ pro Behälter 354,76

2.2.17 Anfahrt zur Entleerung von Systembehältern pro Anfahrt 30,00

3. Beseitigung von Fischen

Für die Beseitigung von Fischen, die gemäß § 8 Absatz 3 Satz 2 Nummer 1 des Landesfischereischeingesetzes in der Fassung der Bekannt-
machung vom 15. September 2000 (GVBl. S. 464), das zuletzt durch Artikel 6 des Gesetzes vom 27. September 2021 (GVBl. S.1117) ge-
ändert worden ist, abgefischt werden, werden folgende Entgelte erhoben:

3.1 Kauf von Systembehältern

3.1.1 Systembehälter 120 l pro Behälter 41,00
3.1.2 Systembehälter 240 l pro Behälter 51,00
3.1.3 Systembehälter 1,1 m³ pro Behälter 650,00

3.2 Transport und Beseitigung tierischer Nebenprodukte aus 
Systembehältern

3.2.1 Systembehälter 120 l pro Behälter 59,06
3.2.2 Systembehälter 240 l pro Behälter 102,69
3.2.3 Systembehälter 1,1 m³ pro Behälter 354,76
3.3 Anfahrt zur Entleerung von Systembehältern pro Anfahrt 30,00

4. Zusatzkosten für behördlich beauftragte Sonder- und Einzelbeseitigungen

Die durch die zuständige Behörde angewiesenen Sonder- und Einzelbeseitigungen an Sonn- und Feiertagen sowie beauftragte Einzelent-
sorgungen außerhalb der regelmäßigen Touren werden nach dem entstandenen Aufwand abgerechnet.

4.1 Sonder- und Einzelbeseitigungen außerhalb der regulären 
Geschäftszeiten, insbesondere an Sonn- und Feiertagen
Transportkosten für jede angefangene Stunde für folgende 
Fahrzeugeinheiten:

4.1.1 7,5 t 64,46

4.1.2 25 t 115,10

4.2 Beauftragte Einzelentsorgungen außerhalb der regelmäßi-
gen Touren
Transportkosten für jede angefangene Stunde für folgende 
Fahrzeugeinheiten

4.2.1 7,5 t 64,46

4.2.2 25 t 115,10

	�   

Tarifstelle Leistung Entgelt 
zzgl. MwSt. (€)

“
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Artikel 2
Diese Verordnung tritt am 1. September 2026 in Kraft.

Berlin, den 12. August 2026

Senatsverwaltung für Justiz 
und Verbraucherschutz

Dr. Felor  B a d e n b e r g
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Auf Grund des § 11 Absatz 2 Satz 3, Absatz 3 und 4 des Berliner 
Juristenausbildungsgesetzes vom 23. Juni 2003 (GVBl. S. 232), das 
zuletzt durch Artikel  1 des Gesetzes vom 14. September 2021 
(GVBl. S. 1077) geändert worden ist, verordnet die Senatsverwal-
tung für Justiz und Verbraucherschutz:

Artikel 1 
Änderung der Justizkapazitätsvergabeverordnung

§ 6 Absatz 3 der Justizkapazitätsvergabeverordnung vom 17. Feb-
ruar 2025 (GVBl. S. 126) wird wie folgt geändert:
1.	 Der Satzteil vor Nummer 1 wird wie folgt geändert:

a)	 Die Angabe „5“ wird durch die Angabe „4“ ersetzt.
b)	 Nach den Wörtern „je einen Punkt“ werden die Wörter „und 

bei Vorliegen des in Nummer 5 genannten Umstandes einen 
halben Punkt“ eingefügt.

2.	 Nummer 2 wird wie folgt geändert:
a)	 In dem Satzteil vor Buchstabe a werden nach den Wörtern 

„für mindestens ein Jahr“ die Wörter „oder bis zur gesetz-
lich vorgesehenen Maximaldauer, wenn diese weniger als 
ein Jahr beträgt“ eingefügt.

b)	 In Buchstabe a werden die Wörter „das zuletzt durch Arti-
kel  3 des Gesetzes vom 22. Januar 2024 (BGBl.  2024 I 
Nr. 17) geändert worden ist“ durch die Wörter „das zuletzt 
durch Artikel  5 des Gesetzes vom 9. Januar 2026 (BGBl. 
2026 I Nr. 7) geändert worden ist“ ersetzt.

3.	 In Nummer 5 wird das Wort „sechs“ durch das Wort „drei“ er-
setzt.

Artikel 2 
Inkrafttreten

Diese Verordnung tritt am Tage nach der Verkündung im Gesetz- 
und Verordnungsblatt für Berlin in Kraft.

Berlin, den 17. August 2026

Senatsverwaltung für Justiz 
und Verbraucherschutz

Dr. Felor  B a d e n b e r g

Erste Verordnung
zur Änderung der Justizkapazitätsvergabeverordnung

Vom 17. August 2026
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